
 

IM FOKUS! 

80 Jahre Demokratischer Neubeginn 
Wiedergründung der Parteien auf dem Gebiet des heutigen Rheinland-Pfalz 
 
Am 30. August 1946 wurde per Verordnung 
Nr. 57 der französischen Militärbehörde das 
Bundesland Rheinland-Pfalz geschaffen.1 
Die sich zu dieser Zeit wieder oder neu zu-
sammenfindenden politischen Parteien 
übernahmen eine maßgebliche Rolle beim 
Wiederaufbau der parlamentarischen Demo-
kratie. Dieser Prozess war aber kein Automa-
tismus, weshalb es lohnt, die Voraussetzun-
gen und die Parteigründungen selbst in chro-
nologischer Folge zu beleuchten. 

Die einrückenden Alliierten fanden 1945 auf 
dem Gebiet des heutigen Rheinland-Pfalz 
keinerlei funktionierende Verwaltung mehr 
vor. Diese war in rechtsrheinische Gebiete 
ausgelagert worden, geflohen oder wurde 
von nicht länger tragbaren NSDAP-Mitglie-
dern gehalten.2 Die Alliierten besetzten Lei-
tungsfunktionen daher umgehend mit aus-
gewählten Personen mit politischer Erfah-
rung, die in der Regel vor 1933 Mitglieder de-
mokratischer Parteien gewesen waren. Eine 

 
1 Brommer, Peter (Hrsg.): Quellen zur Ge-
schichte von Rheinland-Pfalz während der 
französischen Besatzung. März 1945 bis August 
1949. Veröffentlichungen der Kommission des 
Landtages für die Geschichte des Landes 
Rheinland-Pfalz, Bd. 6. Mainz 1985, S. 193–195. 
2 Vgl.: Becker, Klaus J.: Die KPD in Rheinland-
Pfalz 1946–1956. Veröffentlichungen der Kom-
mission des Landtages für die Geschichte des 
Landes Rheinland-Pfalz, Bd. 22. Mainz 2001, 
S. 91. 

offizielle Betätigung war den Parteien jedoch 
zunächst vollständig verboten. 

Das hielt die Menschen indes nicht davon ab, 
schon vor und unmittelbar nach Kriegsende 
wieder in den alten Kreisen zusammenzu-
kommen. Es darf angenommen werden, dass 
das nicht allzu sehr im Verborgenen geschah. 
So veröffentlichte etwa der Mainzer Lorenz 
Diehl bereits am 6. April 1945 eine Schrift mit 
Gedanken zur Wiedergründung des Zent-
rums, in der er kolportierte, Sozialdemokra-
ten, Liberale und Kommunisten seien längst 
aktiv um ihre Wiedergründung bemüht.3 

I. Die französische Besatzungspolitik 

Zum 10. Juli 1945 übernahm das französische 
Militär die Kontrolle4 und verfolgte von Be-
ginn an eine konsequente Dezentralisie-
rungspolitik. Das Ziel war ein föderaler Staat, 
um so das Wiedererstarken eines zentral-
staatlich auf Preußen ausgerichteten Reichs 
zu verhindern.5 Die weiteren Ziele, das Saar-
gebiet an Frankreich anzugliedern und das 

3 Vgl.: Weitzel, Kurt: Von der CSVP zur CDU. Die 
Gründung der CDU in Rheinhessen 1945–1947. 
Mainz 1980, S. 207. 
4 Vgl.: Kohl, Helmut: Die politische Entwicklung 
in der Pfalz und das Wiedererstehen der Par-
teien nach 1945. Heidelberg 1958, S. 36. 
5 Vgl.: Pfetsch, Frank R.: Die französische Verfas-
sungspolitik in Deutschland nach 1945. In: Alb-
recht Bach, Jean-Baptiste Joly (Hrsg.): Die fran-
zösische Deutschlandpolitik zwischen 1945 
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Rheinland in eine Sonderzone umzuwandeln, 
musste Frankreich nicht zuletzt aufgrund des 
Widerstands der USA und Großbritanniens 
aufgeben.6 

Erschwert wurde die französische Position 
durch anhaltende Kommunikationsprob-
leme und organisatorische Defizite. Frank-
reich hatte im Gegensatz zu den anderen Al-
liierten weit weniger Zeit, eine eigene Besat-
zungspolitik vorzubereiten. Erst auf der Kon-
ferenz von Yalta im Februar 1945 wurde 
Frankreich überhaupt eine eigene Besat-
zungszone zuerkannt.7 Ein weiterer Grund für 
Widersprüchlichkeiten lag in der Person des 
Militärgouverneurs General Pierre Koenig, 
der die strikten Ziele Charles de Gaulles noch 
mit einer Politik der „Verweigerung [und] un-
freiwilligen Zugeständnisse“8 verfolgte, als 
Paris schon weitgehend auf die Linie der 
Westalliierten eingeschwenkt war. 

Das Potsdamer Abkommen vom 2. August 
1945 regelte, dass der Wiederaufbau der 
deutschen Selbstverwaltung so schnell wie 
möglich und nach demokratischen Grundsät-
zen erfolgen sollte, wofür „alle demokrati-
schen politischen Parteien zu erlauben und 
zu fördern“9 seien. In den westlichen Zonen 

 
und 1949. Ergebnisse eines Kolloquiums, Tü-
bingen 1987, S. 115–137, hier S. 118f. 
6 Vgl.: Martin, Anne: Die Entstehung der CDU in 
Rheinland-Pfalz. Veröffentlichungen der Kom-
mission des Landtages für die Geschichte des 
Landes Rheinland-Pfalz, Bd. 19. Mainz 1995, 
S. 33. 
7 Vgl.: ebd., S. 36. 
8 Ebd., S. 37. 
9 Mitteilung über die Dreimächtekonferenz von 
Berlin vom 2. August 1945. Verfügbar unter: 
https://de.wikisource.org/wiki/Mittei-
lung_%C3%BCber_die_Dreim%C3%A4chte-
konferenz_von_Berlin, zuletzt geprüft am 
10.02.2026. 

folgten alsbald offizielle Genehmigungen;10 
in der sowjetischen Besatzungszone waren 
Parteien schon seit dem 10. Juni 1945 er-
laubt.11 

Der französische Außenminister Georges 
Bidault brachte bereits am 7. August 1945 in 
einem Brief an die Botschafter der USA, 
Großbritanniens und der UdSSR Vorbehalte 
gegen die Wiederherstellung der Parteien 
zum Ausdruck,12 die Charles de Gaulle im 
September 1945 bestätigte.13 Die Zurückhal-
tung gründete in der Sorge vor Einheitsbe-
strebungen der Parteien, die aus französi-
scher Sicht notwendigerweise in einem deut-
schen Zentralstaat münden müssten.14 

Innerhalb der französischen Militäradminist-
ration war man allerdings anderer Ansicht 
als in Paris. Bereits im August 1945 brachte 
der Gouverneur des Rheinlands, General 
Pierre Billotte, gegenüber deutschen Politi-
kern zum Ausdruck, dass die Militärregierung 
schon bald Parteien erlauben werde.15 Selbst 
General Koenig empfahl de Gaulle im Okto-
ber 1945 ein Einlenken, wenngleich dahinter 
wohl die Erwägung gestanden hat, legale 
Parteien besser kontrollieren zu können als 
illegale.16 Trotz der offiziellen Ablehnung aus 

10 Vgl.: Wieck, Hans-Georg: Die Entstehung der 
CDU und die Wiedergründung des Zentrums im 
Jahre 1945. Beiträge zur Geschichte des Parla-
mentarismus und der politischen Parteien, H. 2. 
Düsseldorf 1953, S. 27. 
11 Vgl.: ebd. 
12 Vgl.: Kohl (1958), S. 14. 
13 Vgl.: Kusch, Katrin: Die Wiedergründung der 
SPD in Rheinland-Pfalz nach dem Zweiten Welt-
krieg (1945–1951). Veröffentlichungen der 
Kommission des Landtages für die Geschichte 
des Landes Rheinland-Pfalz, Bd. 12. Mainz 
1989, S. 31. 
14 Vgl.: ebd. 
15 Vgl.: ebd., S. 32. 
16 Vgl.: ebd. 
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Paris agierte die Militärverwaltung zuneh-
mend pragmatisch und erlaubte bereits im 
Sommer Zusammenkünfte und das Ausstel-
len von Aufnahmescheinen. Repressionen 
sind – im Gegensatz zur amerikanischen Be-
satzungszone – nicht bekannt.17 

Mit der Verordnung Nr. 23 vom 13. Dezember 
1945 wurde die Wiedergründung demokrati-
scher, anti-nationalsozialistischer Parteien 
in der französischen Besatzungszone mit 
strengen Auflagen ermöglicht. Lokale Unter-
gruppen waren erst nach Schaffung von Or-
ganisationen auf Provinzebene18 erlaubt.19 

Das Engagement der Parteien stieg zum Jah-
resbeginn 1946 rasch an, was sich in einer 
deutlichen Zunahme der Parteiveranstaltun-
gen zeigte. Das Interesse der Bevölkerung 
blieb allerdings mäßig. Während im April 300 
Menschen drei Veranstaltungen in Landau 
besuchten, waren es im Juli insgesamt nur 
900 bei 14.20 Offenbar scheiterten sowohl 
das Engagement der Parteien als auch die 
Hoffnung der Franzosen auf einen demokra-
tischen Aufbau vorerst an der Realität des 
Nachkriegsalltags. Der Landauer Kreisdele-
gierte Fontes stellte den Parteien noch Mitte 
1947 ein wenig schmeichelhaftes Zeugnis 
aus: „[J]eder von ihnen befürwortet einen Fö-
deralismus nach seinem eigenen Verständ-

 
17 Vgl.: ebd., S. 33. 
18 Die französische Besatzungszone war in Pro-
vinzen untergliedert. Das spätere Bundesland 
Rheinland-Pfalz entstand aus den Provinzen 
Hessen-Pfalz und Rheinland-Hessen-Nassau. 
19 Vgl.: Brüchert, Hedwig: Die Wiedergründung 
von politischen Parteien und die ersten Kom-
munalwahlen. In: Hedwig Brüchert (Hrsg.): Es ist 
bald wieder gut …? Mainz 1945–1962. Begleit-
band zur Ausstellung im Stadthistorischen Mu-
seum Mainz vom 22. März 2015 bis 3. April 2016, 
Mainz 2015, S. 28–35, hier S. 28. 

nis. Allerdings scheint keiner von ihnen ge-
nau zu wissen, was er unter Föderalismus 
versteht.“21 

Im Gegensatz zur britischen oder amerikani-
schen wurden die Landesgouverneure der 
französischen Zone angewiesen, Parteien zu-
nächst auf Provinzebene zuzulassen, sodass 
sich die Tätigkeitsfelder der Parteien mit de-
nen der Gouverneure deckten.22 Das hatte zur 
Folge, dass die Zahl der Parteien im Gegen-
satz zu den anderen Zonen übersichtlich 
blieb. In Bayern etwa hatte die Zulassung auf 
Kreisebene zur Folge, dass von den bis zum 
30. November 1946 zugelassenen 62 Par-
teien 23 als SPD, 21 als KPD und weitere 15 
mit acht verschiedenen Namen auftraten, die 
alle in der CSU aufgingen.23 

Die Zulassung auf Landesebene widersprach 
dem ursprünglichen französischen Demokra-
tisierungskonzept von unten nach oben. Da-
hinter stand möglicherweise die Einsicht in 
den zwangsläufig überregionalen Charakter 
politischer Parteien. Plausibel scheint aber 
auch, dass provinzweit organisierte Parteien 
einfacher zu kontrollieren waren als kleintei-
ligere Strukturen.24 Gleichwohl war den Par-
teien die Zusammenarbeit mit ihren Schwes-
terorganisationen auf nationaler Ebene un-
tersagt. Zu groß schien die Gefahr, dass ge-
samtnationale Parteien die französischen 

20 Heinz, Falko: Landau in der Pfalz unter fran-
zösischer Besatzung 1945–1949. Militärhistori-
sche Untersuchungen, Bd. 9. Frankfurt am Main 
2008, S. 343, Anm. 860. 
21 Zitiert nach ebd., S. 343, Anm. 861. Dort im frz. 
Original. 
22 Vgl.: Kusch (1989), S. 33. 
23 Vgl.: Wieck (1953), S. 38. 
24 Vgl.: Kusch (1989), S. 35. 
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Dezentralisierungspläne ablehnen und be-
kämpfen könnten.25 Äußeres Zeichen dieses 
Verbots war die Maßgabe, kein „D“ für 
„Deutschland“ im Parteinamen zu führen.26 

Dieses Ziel eines südwestdeutschen Sonder-
wegs war von Beginn an illusorisch und 
scheiterte an der Realität. Wie wirkungslos 
etwa das Verbot interzonaler Zusammenar-
beit war, zeigt sich daran, wie oft sich die Ad-
ministration genötigt fühlte, daran zu erin-
nern.27 

II. Kommunistische Partei Deutschlands 

Es darf angenommen werden, dass die Kom-
munisten zu den ersten gehörten, die zum 
Ende des „Dritten Reichs“ ihre Aktivitäten 
wieder intensivierten. Das Reich hatte noch 
nicht offiziell kapituliert, als die Kommunis-
ten den 1. Mai 1945 trotz alliierten Versamm-
lungsverbots für öffentliche Auftritte nutz-
ten.28 Im Juni wurde die Verbindung zum ZK29 
hergestellt, woraufhin der weitere Wieder-
aufbau zentral von Ostberlin aus gesteuert 
wurde.30 In der Provinz Hessen-Pfalz hatten 
sich Anfang September schon 2.187 Perso-
nen zusammengeschlossen. Das war der Be-
satzungsmacht nicht entgangen, was sich an-
hand mehrerer Hinweise auf die zum Teil be-
unruhigende Wirkung auf die Bevölkerung 
erkennen lässt.31 

 
25 Vgl.: Martin (1995), S. 46. 
26 Vgl.: Kusch (1989), S. 38. 
27 Vgl.: Martin (1995), S. 46. 
28 Vgl.: Becker, Klaus Jürgen: Im Strudel inner-
parteilicher Zerwürfnisse. Der pfälzische Nach-
kriegskommunismus. In: Gerhard Nestler, Han-
nes Ziegler (Hrsg.): Die Pfalz in der Nachkriegs-
zeit. Wiederaufbau und demokratischer Neube-
ginn (1945–1954), Kaiserslautern 2004, S. 401–
434, hier S. 401. 

Einem ersten Ersuchen auf Wiederzulassung 
der „Kommunistischen Partei für die Rhein-
pfalz“ (KP) vom 17. November 1945 wurde 
nicht stattgegeben.32 Ein weiterer Versuch 
wurde am 1. Januar 1946 unternommen, zeit-
gleich mit ähnlichen Anträgen der Ortsgrup-
pen in der Pfalz. Weil dies aber der Vorgabe 
widersprach, auf Provinzebene zu beginnen, 
folgte am 27. Januar der Antrag auf Zulas-
sung der „Kommunistischen Partei Hessen-
Pfalz“,33 dem am 4. Februar stattgegeben 
wurde.34 Bereits am 16. Januar 1946 war die 
„Kommunistische Partei Rheinland-Hessen-
Nassau“ auf Antrag vom 28. Dezember 1945 
genehmigt worden.35 

Eine organisatorische Herausforderung war, 
dass sich die französische Strukturierung 
entlang der Provinzgrenzen nicht mit den Be-
zirken des ZK deckte. Strittig war nach der 
Gründung von Groß-Hessen durch die Ameri-
kaner insbesondere die Herauslösung der 
rheinhessischen Unterbezirke aus dem Be-
zirk Hessen-Frankfurt.36 

Ähnlich wie in der sowjetischen Besatzungs-
zone war die Bildung einer Einheitspartei mit 
der SPD erklärtes Ziel der KP und beim ersten 
Landesparteitag der „KP Hessen-Pfalz“ am 
18./19. Mai 1946 in Ludwigshafen titelge-
bend, obwohl sich die SPD deutlich distan-
zierte.37 Die Versuche, gemeinsame Listen für 
die ersten Kommunalwahlen im September 

29 Zentralkomitee der Kommunistischen Partei 
Deutschlands. 
30 Vgl.: Becker (2004), S. 402. 
31 Vgl.: Heinz (2008), S. 342, Anm. 857. 
32 Vgl.: Becker (2004), S. 403f. 
33 Vgl.: ebd., S. 405. 
34 Vgl.: Heinz (2008), S. 342. 
35 Vgl.: Becker (2001), S. 106. 
36 Vgl.: ebd., S. 83. 
37 Vgl.: Becker (2004), S. 409. 
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1946 aufzustellen, scheiterten ebenfalls am 
Widerstand der Sozialdemokraten.38 

Nach der Gründung von Rheinland-Pfalz 
schlossen sich die „KP Hessen-Pfalz“ und die 
„KP Rheinland-Hessen-Nassau“ im Ja-
nuar 1947 zur „KPD Rheinland-Pfalz“ zusam-
men. Eine baldige Vereinigung mit der SED 
wurde zwar angekündigt, auf dem Parteitag 
im Mai 1947 aber letztlich nicht vollzogen.39 
Lediglich die Grundsätze und Ziele der SED 
wurden übernommen.40 

III. Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Den Sozialdemokraten war es gelungen, ihre 
Netzwerke in kleinteiligen Strukturen im 
Freundes-, Kollegen- und Familienkreis zu 
erhalten, was die rasche Wiederaufnahme 
der organisierten Tätigkeit beschleunigte.41 
In Kaiserslautern wurde schon vier Wochen 
vor dem offiziellen Kriegsende zur Gründung 
von Ortsgruppen aufgerufen.42 In Frankent-
hal trafen sich ehemalige Funktionäre be-
reits im März 1945, um über die Wiederauf-
nahme der Aktivitäten zu beraten.43 Nicht zu-
letzt aus traditionellen Gründen wurde Lud-
wigshafen erneut zum Ausgangspunkt der 
Aktivitäten in der Pfalz.44 Wiedergründungs-
bemühungen in Rheinhessen gab es seit 
etwa Juni 1945.45 Die offizielle Genehmigung 
der „Sozialdemokratischen Partei Hessen-

 
38 Vgl.: ebd., S. 410f. 
39 Wohl auch mit Blick auf den erwartbaren Wi-
derstand der Franzosen. 
40 Vgl.: Becker (2004), S. 412. 
41 Vgl.: Keim, Eris J.: Errichtung in Weimarer Tra-
ditionen. Die Pfälzische Sozialdemokratie. In: 
Gerhard Nestler, Hannes Ziegler (Hrsg.): Die 
Pfalz in der Nachkriegszeit. Wiederaufbau und 
demokratischer Neubeginn (1945–1954), Kai-
serslautern 2004, S. 357–386, hier S. 363. 

Pfalz“ (SP) wurde am 6. Februar 1946 er-
teilt.46  

Die Genehmigung der „SP Rheinland-Hes-
sen-Nassau“ wurde schon am 16. Januar 
1946 erteilt.47 Der frühe Termin täuscht indes 
über die Schwierigkeiten der Sozialdemo-
kraten hinweg, sich im Norden zu etablieren. 
Im Gegensatz zum Süden hatten die Regie-
rungsbezirke Koblenz und Trier lange Zeit als 
sozialdemokratische Diaspora gegolten. 
Durch die Aufteilung der Rheinprovinz auf 
die britische und französische Besatzungs-
zone wurde der zuvor bestehende organisa-
torische Bezug nach Köln abgeschnitten, so-
dass gänzlich neue Strukturen geschaffen 
werden mussten,48 eine Situation, die jener 
der KP ähnelte. 

Grundsätzlich taten sich die Sozialdemokra-
ten schwer damit, Parteistrukturen in den 
neuen Grenzen aufzubauen, weil traditionell 
gewachsene Strukturen überwunden und an 
die neuen Realitäten angepasst werden 
mussten.49 Darüber hinaus befürchteten sie 
wahlpolitische Nachteile im ländlich-katho-
lisch geprägten Norden.50 

Der Gründung von Rheinland-Pfalz stand die 
SPD daher äußerst kritisch gegenüber. Man 
fühlte sich übergangen und befürchtete eine 
Entwicklung, „die ein zukünftiges demokrati-

42 Vgl.: Galonska, Andreas: Landesparteiensys-
teme im Föderalismus. Rheinland-Pfalz und 
Hessen 1945–1996. Wiesbaden 1999, S. 76. 
43 Vgl.: Keim (2004), S. 366. 
44 Vgl.: ebd., S. 368. 
45 Vgl.: Galonska (1999), S. 76. 
46 Vgl.: Brommer (1985), S. 150. 
47 Vgl.: ebd., S. 150, Anm. 3. 
48 Vgl.: Galonska (1999), S. 77. 
49 Vgl.: ebd. 
50 Vgl.: Kusch (1989), S. 104. 
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sches Deutschland aufs Höchste gefähr-
det“.51 Auf der Wennigser Konferenz vom 
5. bis 7. Oktober 1945 bei Hannover, an der 
– trotz Verbot – auch Vertreter aus der fran-
zösischen Zone teilnahmen, stellte Kurt 
Schumacher sein Konzept einer einheitlichen 
Sozialdemokratie in Deutschland vor, das re-
gionale Sonderbestrebungen entschieden 
zurückwies.52 Der Konflikt mit dem dezentra-
len Konzept der französischen Besatzungs-
macht wurde dadurch offensichtlich. 

Nach Wennigsen kam es im Oktober 1945 zu 
einem Geheimtreffen der Sozialdemokraten 
in Elmstein-Harzofen, auf dem erhebliche in-
terne Spannungen über den Umgang mit der 
französischen Besatzungsmacht deutlich 
wurden. Insbesondere die aus der Emigra-
tion zurückgekehrten Genossen standen weit 
weniger in Opposition zur französischen Ver-
waltung und konnten sich letztlich durchset-
zen.53 Elmstein war Beleg für die toleranter 
gewordene Haltung der Franzosen. Diese 
hatten von dem illegalen Treffen erfahren, 
waren aber nicht eingeschritten.54 

Wie sehr die Sozialdemokraten an die Vor-
kriegstraditionen anknüpften, zeigte sich am 
ersten Parteitag der „SP Hessen-Pfalz“ in Kai-
serslautern, der als „39. Parteitag“ deklariert 
wurde, um eine selbst durch Krieg, Verbot 
und Verfolgung ununterbrochene Traditions-
kette zu suggerieren.55 Der Parteitag sah im 
Vergleich zur Zeit vor 1933 nur wenige Verän-
derungen im Statut vor,56 was nicht nur auf 
Zustimmung traf. Gerade Anhänger des Kur-
ses von Kurt Schumacher sahen die Chance 

 
51 Brommer (1985), S. 200f. 
52 Vgl.: Keim (2004), S. 369. 
53 Vgl.: ebd., S. 371. 
54 Vgl.: ebd., S. 372. 
55 Vgl.: ebd., S. 374. 
56 Vgl.: ebd., S. 381. 

vertan, die Partei an die völlig neuen Gege-
benheiten anzupassen.57 

Kam es anfangs noch zu Versuchen der Zu-
sammenarbeit mit den Kommunisten, setzte 
sich bis Ende 1945 der von Schumacher ge-
prägte antikommunistische Kurs durch.58 
Spätestens in der Zwangsvereinigung zur SED 
in der sowjetischen Besatzungszone er-
kannte die SPD einen unvereinbaren Gegen-
satz zu ihrem demokratischen Selbstver-
ständnis.59 Der 39. pfälzische Bezirkspartei-
tag beschloss die finale Ablehnung einer Fu-
sion,60 und vor dem Hintergrund des einset-
zenden Kalten Kriegs verschärfte sich die Ab-
grenzung zum Kommunismus zunehmend.61 

Viel bedeutender blieb der Konflikt um die 
föderalistischen und separatistischen Be-
mühungen der französischen Militärregie-
rung, die sich nach der Landesgründung in-
tensivierten. Die Fehlinterpretation der Fran-
zosen, Konzessionen an die Sonderstellung 
der Pfalz könnten zur Stabilisierung des 
neuen Landes beitragen, wurden von der SPD 
als Vorbereitung einer Abtrennung der Pfalz 
betrachtet und abgelehnt.62 Die Militärver-
waltung reagierte, indem sie auf Landes-
ebene Allparteienkoalitionen förderte. Das 
Kalkül, die oppositionelle Haltung damit auf-
zuweichen, ging durchaus auf, hatten sich die 
sozialdemokratischen Landesminister – par-
teiinternen Konflikten zum Trotz – doch 

57 Vgl.: ebd., S. 384. 
58 Vgl.: Galonska (1999), S. 75. 
59 Vgl.: Brüchert (2015), S. 30f. 
60 Vgl.: Kusch (1989), S. 55. 
61 Vgl.: ebd., S. 56. 
62 Vgl.: ebd., S. 98 ff. 
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zwangsläufig um die Konsolidierung des un-
erwünschten Staates zu bemühen.63 

IV. Christlich Demokratische Union 

Während die Entwicklung bei Sozialdemokra-
ten und Kommunisten aufgrund der beste-
henden Traditionslinien klar war, gab es auf 
der bürgerlichen Seite zunächst keine klare 
Zielrichtung. Vielmehr gab es mehrere paral-
lel verlaufende und stark differierende Kon-
zepte: Neben einer Wiederbelebung des ka-
tholischen Zentrums gab es Ideen zur Grün-
dung einer christlich-demokratischen Partei, 
die auch Protestantinnen und Protestanten 
aufnehmen sollte, sowie Bestrebungen zu 
neuen Verbindungen mit früheren Sozialde-
mokraten oder Liberal-Konservativen für 
neue Mitte-Links- bzw. Mitte-Rechts-Bünd-
nisse.64 

Aus französischer Sicht hatte sich das soziale 
Programm einer christlich-demokratischen 
Partei deutlich von dem des früheren Zent-
rums zu unterscheiden. Dessen Wiedergrün-
dung wurde – anders als in der britischen 
Zone – untersagt. Das Zentrum wurde von 
Frankreich für mitverantwortlich am Natio-
nalsozialismus erklärt und sei in seinen Zie-
len ohnehin nie kongruent zu denen Frank-
reichs gewesen.65 

Am 16. Januar 1946 wurde die „Christlich-De-
mokratische Partei“ (CDP) in der Provinz 
Rheinland-Hessen-Nassau zugelassen.66 
Dass die CDP so rasch und verhältnismäßig 

 
63 Kusch, Karin: Zur Parteienpolitik in der fran-
zösischen Besatzungszone am Beispiel der SPD 
in Rheinland-Pfalz. In: Albrecht Bach, Jean-Bap-
tiste Joly (Hrsg.): Die französische Deutschland-
politik zwischen 1945 und 1949. Ergebnisse ei-
nes Kolloquiums, Tübingen 1987, S. 109–113, 
hier S. 113. 
64 Vgl.: Galonska (1999), S. 78. 
65 Vgl.: Kusch (1989), S. 35f. 

unkompliziert entstand, lässt auf eine um-
fangreichere Vorarbeit schließen, als es die 
für diese Region dünne Quellenlage herzuge-
ben scheint.67 Schon am 22. November 1945 
war die CDP für Stadt und Kreis Trier geneh-
migt worden, was erneut die Uneinigkeit und 
mangelnde Absprache der französischen Be-
hörden verdeutlicht.68 

In der Pfalz wurden Ende 1945 drei konfessi-
onell-christliche Parteien beantragt: die vom 
katholischen Klerus getragene „Christlich 
Soziale Union“, der liberal-protestantische 
„Christlich-Soziale Volksbund“ sowie die in-
terkonfessionelle CDP. Die Gruppierungen 
trennten nicht nur politische Auffassungen, 
sondern auch erbitterte persönliche Streitig-
keiten, was zu langwierigen Auseinanderset-
zungen führte. Das Ergebnis einer geeinten 
Unionspartei war keineswegs von Anfang an 
ausgemacht.69 In Rheinhessen wurde dar-
über hinaus die „Christlich-Soziale Volkspar-
tei“ gegründet.70 

Die Militäradministration lehnte die Grün-
dung rein konfessioneller Parteien jedoch 
strikt ab und war darüber hinaus nur bereit, 
eine Partei mit der Bezeichnung „christlich“ 
im Namen zu genehmigen. Nicht zuletzt 
durch diesen Druck einigte man sich in der 
Provinz Hessen-Pfalz nach zähen Verhand-
lungen auf den Namen „Christlich Demokra-
tische Union“.71 Die Zulassung der „CDU Hes-
sen-Pfalz“ erfolgte am 5. März 1946.72 

66 Vgl.: Galonska (1999), S. 78. 
67 Vgl.: Martin (1995), S. 54. 
68 Vgl.: ebd., S. 59. 
69 Vgl.: Heinz (2008), S. 341f., Anm. 855. 
70 Vgl.: Galonska (1999), S. 80. 
71 Vgl.: Kohl (1958), S. 75. 
72 Vgl.: Martin, Anne: Pfälzische Landestreue – 
Koblenzer Dominanz? Die Anfänge der CDU. In: 
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Der Zusammenschluss zu einer gemeinsa-
men christdemokratischen Landespartei für 
Rheinland-Pfalz zog sich jedoch hin. Erst 
nach den ersten Wahlen, einem Bündnis von 
CDU und CDP in der Beratenden Landesver-
sammlung und der Umgliederung Rheinhes-
sens wurde am 14. Februar 1947 die rhein-
land-pfälzische Landes-CDU gegründet.73 Der 
Prozess war geprägt von persönlichen Ani-
mositäten und Auseinandersetzungen über 
die Positionierung der Partei zur föderalisti-
schen Neuordnung.74 Das Bemühen der CDP, 
ihren Namen durchzusetzen, war für die Uni-
onsvertreter ein Beweis der Anbiederung an 
den französischen Partikularismus – im Ge-
gensatz zur gesamtdeutschen Orientierung 
der CDU.75 Dass es trotzdem zu einer Vereini-
gung kam, hatte wohl auch mit der Absage 
der USA und Großbritanniens an die franzö-
sischen Abspaltungsbemühungen zu tun, was 
den Selbstständigkeitsbemühungen der CDP 
die Grundlage entzog.76 

V. Freie Demokratische Partei 

Die Liberalen konnten auf dem Gebiet des 
späteren Rheinland-Pfalz nicht auf ein etab-
liertes Wählerpotenzial zurückgreifen und 
fristeten unmittelbar vor 1933 in der Region 
eher ein Nischendasein,77 obwohl die Ge-
schichte des Liberalismus in Deutschland 

 
Gerhard Nestler, Hannes Ziegler (Hrsg.): Die 
Pfalz in der Nachkriegszeit. Wiederaufbau und 
demokratischer Neubeginn (1945–1954), Kai-
serslautern 2004, S. 345–356, hier S. 352. 
73 Vgl.: Galonska (1999), S. 80. 
74 Vgl.: Martin (2004), S. 354. 
75 Vgl.: ebd., S. 355. 
76 Vgl.: Martin (1995), S. 145. 
77 Vgl.: Galonska (1999), S. 82. 
78 Vgl.: Paul, Roland: Vom Sozialen Volksbund 
zur F.D.P.-Pfalz. Die Entwicklung der liberalen 
Parteien nach 1945. In: Gerhard Nestler, Han-
nes Ziegler (Hrsg.): Die Pfalz in der Nachkriegs-

lange und enge Verbindungen zur Pfalz auf-
weist.78 Die Gründung liberaler Parteien ver-
lief daher weniger koordiniert und später. 

Der in der Pfalz gegründete und protestan-
tisch dominierte „Christlich-Soziale Volks-
bund“ trug die Gründung der CDU nicht mit 
und beantragte am 17. Januar 1946 eine se-
parate Zulassung, die aber wegen des 
„christlichen“ Namensbestandteils abge-
lehnt wurde.79 Nach dessen Streichung wurde 
der „Soziale Volksbund Hessen-Pfalz“ (SV) 
am 11. Mai 1946 zugelassen.80 Der unter den 
liberalen Parteigründungen der Nachkriegs-
zeit einzigartige Name lässt die Intention 
vermuten, neben liberalen Vorstellungen ei-
nen politischen Protestantismus zu etablie-
ren.81 Der Vorstand legte zumindest Wert da-
rauf, dass der SV keine konfessionelle Partei 
sei, ihm aber das protestantische Geistes- 
und Moralverständnis zugrunde liege.82 

In Rheinhessen drohte sich derweil die libe-
rale Spaltung der Weimarer Republik fortzu-
setzen. Neben dem SV entstand die „Liberal-
Demokratische Partei“, die sich links von der 
Union verortete83 und am 21. September 
1946 nach einer Umbenennung in „Liberale 
Partei Rheinland-Pfalz“ (LPR) zugelassen 

zeit. Wiederaufbau und demokratischer Neube-
ginn (1945–1954), Kaiserslautern 2004, S. 387–
400, hier S. 387. 
79 Vgl.: ebd., S. 390. 
80 Vgl.: Hein, Dieter: Zwischen liberaler Milieu-
partei und nationaler Sammlungsbewegung. 
Gründung, Entwicklung und Struktur der Freien 
Demokratischen Partei 1945–1949. Beiträge zur 
Geschichte des Parlamentarismus und der po-
litischen Parteien, Bd. 76. Düsseldorf 1985, 
S. 176. 
81 Vgl.: ebd. 
82 Vgl.: Paul (2004), S. 393. 
83 Vgl.: Galonska (1999), S. 83. 
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wurde84 – im Oktober 1946 auch in der Pro-
vinz Rheinland-Hessen-Nassau.85 Ihre Versu-
che, sich in der Pfalz zu etablieren, scheiter-
ten am Widerstand der Franzosen. Während 
LPR und SV bei den ersten Kommunalwahlen 
in der Pfalz mit gemeinsamen Listen antra-
ten,86 traten sie in Rheinhessen mit separa-
ten Listen in direkten Konkurrenzkampf.87 

Bemühungen zur Konsolidierung setzten erst 
im November 1946 ein, nach den Kommunal-
wahlen und unmittelbar vor der Wahl zur Be-
ratenden Landesversammlung.88 Während 
zunächst nur eine regionale Aufteilung er-
reicht werden konnte, einigte man sich im 
April 1947 in Bad Kreuznach auf eine Fusion 
zur „Demokratischen Partei Rheinland-
Pfalz“ (DP).89 Die Frage der Zustimmung zur 
Verfassung für Rheinland-Pfalz offenbarte 
tiefe Differenzen, weshalb sich die tatsächli-
che Vereinigung bis Ende September 1947 
verzögerte.90 Am 14. November 1948 schloss 
sich der rheinland-pfälzische Landesverband 
der DP dann dem „Bundesverband der Freien 
Demokratischen Parteien“ (FDP) an.91  

VI. Schlussfolgerungen 

Während sich Sozialdemokraten und Kom-
munisten rasch wieder zusammenfanden, 
wurden im bürgerlichen Lager neue Parteien 
gegründet. Damit wurden Lehren aus der 
Zersplitterung der Weimarer Republik gezo-
gen und die Anknüpfung an jene Parteien 
vermieden, die entweder keine wirksame Op-

 
84 Vgl.: Hein (1985), S. 173f. 
85 Vgl.: Martin (1995), S. 51. 
86 Vgl.: Hein (1985), S. 178. 
87 Vgl.: Paul (2004), S. 395. 
88 Vgl.: Hein (1985), S. 181. 
89 Vgl.: ebd. 
90 Vgl.: ebd., S. 183. 
91 Vgl.: Paul (2004), S. 399. 

position gegen die Nationalsozialisten auf-
bringen konnten oder mit ihnen kollaboriert 
hatten. Die Politik der französischen Besat-
zungsmacht forcierte diesen Prozess.92 

Größte Hypothek des neuen Bundeslands 
Rheinland-Pfalz war dessen Zusammenset-
zung aus Gebieten mit teils disparaten poli-
tischen Traditionen zu einer neuen Verwal-
tungseinheit.93 Aus französischer Sicht war 
die CDU, die ihre Identität noch im regiona-
len Rahmen suchte, die zunächst unproble-
matischere Partei, weil sie trotz konservati-
ver Ausrichtung den offiziellen Zielen weni-
ger zuwiderlief.94 Für linksorientierte franzö-
sische Offiziere erschienen die sozialdemo-
kratischen Konzeptionen indes förderungs-
würdiger, obwohl die Sozialdemokraten kon-
sequent zentralstaatlich ausgerichtet waren 
und das neue Bundesland ablehnten. Es 
wurde zum Dilemma der Militärregierung, 
dass Fortschritt und Föderalismus im Partei-
enspektrum auf unterschiedlichen Seiten 
standen.95 

Den liberalen Parteien begegnete die Militär-
regierung zunächst mit Misstrauen, dann mit 
dem Eigeninteresse, reaktionäre und ehema-
lige Zentrumsmitglieder aus anderen Par-
teien zu bündeln.96 Die verzögerte Gründung 
einer liberalen Partei in Rheinland-Pfalz 
lässt sich aber nicht nur auf die französische 
Blockadehaltung zurückführen. Mindestens 

92 Vgl.: Galonska (1999), S. 85. 
93 Vgl.: ebd., S. 63. 
94 Vgl.: Kusch (1989), S. 128. 
95 Vgl.: Kusch (1987), S. 112. 
96 Bericht der Obersten Delegation von Rhein-
land-Hessen-Nassau, 19.10.1946. In: Archives 
du Ministère des Relations Extérieures: Best. 
Série Y Internationale 1944–1949, Nr. 437. 
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im gleichen Maße wurde sie durch ihr gerin-
ges Wählerpotenzial und die in der Anfangs-
phase fehlende Konzeption behindert.97 

Es entsprach der Pariser Linie, nur vier Par-
teien zuzulassen. Frankreichs Außenminister 
Robert Schuman befürchtete noch im Vorfeld 
der Bundestagswahlen von 1949 eine Welle 

rechter Neugründungen, für die er keine Ver-
antwortung übernehmen wollte.98 Obwohl 
sich unter den Westalliierten letztlich die li-
beralere britische Haltung durchsetzte und 
14 Parteien antraten, standen in den Län-
dern der französischen Besatzungszone nur 
KPD, SPD, CDU und FDP auf den Wahlzet-
teln.99

 

 
97 Vgl.: Hein (1985), S. 175. 
98 Vgl.: Schuman an Militärregierung Baden-Ba-
den, 20.06.1949. In: Archives du Ministère des 

Relations Extérieures: Best. Série Z Europe, 
Sous Série Allemagne, 1944–1949, Nr. 55. 
99 Vgl.: Kusch (1989), S. 39. 
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